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DasErgebnisderWahlindieWähringerBezirksvertretung.Dievonder
BezirkswahlbehördeermitteltenErgebnissederamSonntagdurchgeführ-¬
tenWahlindieWähringerBezirksvertretungbietenfolgendeUeber-¬
sicht ,wobeiwirzugleichauchdieWahlzahlenvom2h. April1927ange-¬

ben : 1927ZahlderWahlberechtigten
Frauen

Männer

AbgegebeneStimmzettel
Summe

Frauen
Männer

UngültigeStimmzettel
Summe
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GültigeStimmzettel
Frauen
Männer Summe

SozialdemokratischePartei

Natinalsoz,deutscheArbeiter¬
Partel ( Hitlerbewegung)

Frauen
Männer

Ständebund
Frauen
Männer

Summe
38

28

30. 786
73 2

h .Ihl

1l . 269
12 . 030

20. 259
15 . 711
10 . 156
26. 163

381
129

610

Summe

81
- 53.131 .

DieKommunistenerhieltenimVorjahr135Stimmen
( 59Frauenund76Männer ) .Aufdie demokratischeListe entfielenim
Vorjahr600Stimmen( 285Frauenund315Männer) .BeideParteienhaben
amSonntagnichtkandidiert .
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Die Entwürfedes Grundsatzgesetzes über die Strassenpolizei unddes

KraftfahrgesetzeskommenvordenVerfassungsgerichtshof.ImRegierungs
entwurfeinesBundesgrundsatzgesetzesüberdie Strassenpolizeisind
auchBestimmungenenthalten ,die die Länderverpflichten ,Behördendes
Bundesbei der Vollziehungzu verwenden .Nunist dieStrassenpolizei
auf anderen als Bundesstrassen eine Angelegenheit des Artikels 12der

Bundesverfassung ,somitnurhinsichtlichderGrundsatzgesetzgegung
Bundessache,hinsichtlichderAusführungegesetzeundder .Vollziehung
aberLandessache.DasBundesgrundsatzgesetzist somitnichtberechtigt
den Ländernvorzuschreiben ,dass sie in ihrer VollziehungdieBundespo¬

lizeibehördenverwenden,dasheisstalsonichtOrganedesLandes,son-¬
dernsogenannte"eigeneBundesbehörden",weildadurchauseinerVoll
ziehungderLänder,wenigstensteilweise ,eineVollziehungdesBundes
würde ,ImMotivenberichtwirddiese Bestimmungdamitbegründet ,dasssie

dembisherigenZustandeentsprecheunddassArtikel97derBundesver-¬
fassung die Möglichkeit schafft ,dass von der Landesgesetzgebungdie

MitwirkungvonBundesorganenan der Vollziehungder Landesgesetzevor
gesehenwerdenkann,unddassdeshalbimvorliegendenFallegebotensei
denGrundsatzaufzustellen ,dassdie Ausführungsgesetzevondererwähn-¬
ten MöglichkeitGebrauchzumachenhaben .Waszunächstdenangeblichen
bisherigenZustandbetrifft,soist dieBehauptungnichtrichtig ,Bisher

hattenämlichinWiendieBundespolizeilediglichdieVerkehrsregelung
aufdenStrassenzubesorgen ,währenddie allgemeinenVorschriftenfür
denVerkehrderMagistrataufGrundderParagraphe80und11hderGe-¬
meindeverfassungerliessundihmauchdieStrafamtshandlungenwegen
UebertretungdieserBestimmungenobliegen .DiePolizeidirektionhatle -¬

diglicheineVerordnungerlassenundzwardieFahr-undGehordnungvom
Jahre1912 ,aberauchdieseimEinvernehmenmitdemWienerMagistrat.
DanunderGrundsatzgesetzentwurfauchdiegenerelleRegelungderBun-¬
despolizeibehördevoebehält,soistdieBehauptungnichtrichtig,dass
dieBestimmungendesEntwurfesdembisherigenZustandeentsprechen.
AberauchdieBegründungmitdemArtikel97derBundesverfassungist
verfehlf.DieserArtikelgibtinseinemAbsatz2denLänderndasRecht,
in „LandesgesetzenbeiderVallziehungdieMitwirkungvonBundesorganenvorzusehenJedochbedürfensie dazuderZustimmungderBundesregierung.

Wennalso imGrundsatzgesetzdenLändernvorgeschrieben
wird ,dasssievondieserMöglichkeitGebrauchzumachenhaben ,sowird
ein ihnen durch die Verfassung gegebeneRecht in eine Pflicht umgedeu- ¬
tet .DieseBegründungistalsozweifellosnichtstichhältig.Eineandere
juristischeBegründunglässt derMotivenberichtvermissen,DieErwä¬
gungen ,die er über die Nützlidhkeit der VerwendungderBundespolizeibe
hördeanstellt,sindabernichtanlässlichdesGrundsatzgesetzesamPlat
ze ,sondernerstanlässlichderErlassungdesLandesgesetzes ,weilnur
dasLandesgesetzdieBehördenbezeichnenkann ,derensichdasLandbei
derVollziehungbedient,allenfallsauch ,mitZustimmungderBundesre-¬
gierung,dieBundespolizeibehörden .

UmdieseBestimmungdesBundesgrundsatzgesetzeszubekämpfen,hatdie
WienerLandesregierungnachderBundesverfassungzweiWege.Entwederdie
Anfechtungdes Gesetzes ,nachdemes publiziert ist ,oderdenAntragan

denVerfassungsgerichtshofnachArtikel138,Absatz2,derBundesverfas-¬
sungaufEntscheidung,obdieErlassungderFraglichenBestimmungendes
Gesetzentwurfesin die ZuständigkeitdesBundesoderder Gemeindefällt .

DerStadtsenatals Landesregierunghat in seinergestrigenSitzung ,um
dieKlärungderAngelegenheitzubeschleunigen,dehletzterenWegge¬
wählt und beschlossen,an den Verfassungsgerichtshof einen Antragnach

Artikel 138,Absatz2,der Bundesverfassungzustellen .
Auchim Kraftfahrgesetzentwurf der Bundesregierung ist die Bundespo¬

lizeibehörde als Behördeim Sinne des Gesetzes beteichnet .DieseBestim¬

mungwidersprichtdemArtikel102derBundesverfassung ,derdenLändern
in dendort nicht aufgezähltenAngelegenheiten,also auchauf demGebiete

des Kraftfahrwesens ,die mittelbare Bundesverwaltung ,das heisst ,dieAus

übungder VollziehungdesBundesimBereicheder LänderdurchdenLan
deshauptmannunddie ihmunterstelltenLandesbehörden,gewährleistet .
Da die Polizeibehörde keine Landesbehörde ist ,ist auch zurEplassung

dieserBestimmungderBundnichtzuständig.
UmauchdieseFragemöglichstbaldzuklären ,hatderStadtsenat

als Landesregierunggesternbeschlossen ,gleichfalls einenAntragnasch

Artikel 138,Absatz 2,an den Verfassungsgerichtshof zustellen .
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